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A. Grundlagen

1 Eine gelungene Anwaltsklausur erfordert neben soliden Rechtskenntnissen das Verst�ndnis f�r
Funktion und Ziel des gerichtlichen Zivilverfahrens: Der Zivilprozess dient der Durchsetzung und
Sicherung b�rgerlich-rechtlicher Anspr�che. Das grunds�tzliche Verbot der Selbsthilfe1 ist nur
gerechtfertigt, wenn jeder B�rger seine Rechte im prozessualen Verfahren effektiv verwirklichen
kann; in der individuellen Konfliktlçsung kann und muss sich die staatliche Rechtsordnung bew�h-
ren. Das Zivilprozessrecht erf�llt zugleich den Justizgew�hrungsanspruch des Einzelnen aus den
Grundrechten, insbesondere aus den „Prozessgrundrechten“ der Art. 19 Abs. 4, 101 Abs. 1 S. 2,
103 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG.2

Charakteristisch f�r die Anwaltsklausur ist das Denken in Alternativen: W�hrend in der
„Richterklausur“ �ber Zul�ssigkeit und Begr�ndetheit eines konkreten Antrages zu ent-
scheiden ist, m�ssen Sie in der Anwaltsklausur im Vorfeld verschiedene Optionen in
Betracht ziehen und dem Mandanten mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen erl�utern. So
kann ein Zahlungsanspruch etwa mit Mahnverfahren, Urkundenprozess oder „normaler“
Klage geltend gemacht werden, wobei die geeignete Verfahrensart vom individuellen Ziel
des Mandanten abh�ngt. Vor diesem Hintergrund ist ein praxistaugliches Verst�ndnis der
ZPO f�r die gute Anwaltsklausur unabdingbar.
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1 Vgl. zu den Ausnahmen §§ 229, 562b, 859, 904, 962 BGB.
2 BVerfG NJW 2002, 2227; BVerfG NJW 2003, 1924 (1926); BGHZ 67, 187; vgl. auch Art. 6 EMRK.



Aus dem Rechtsstaatsprinzip und den Grundrechten folgt neben dem Verbot �berlanger Prozess-
dauer3, dem �ffentlichkeitsprinzip4, dem Willk�rverbot5 und dem Anspruch auf rechtliches Gehçr
(Art. 103 Abs. 1 GG)6 auch das Prinzip der Waffengleichheit7 als Auspr�gung des Gleichheitssatzes.8

Demnach hat jeder das Recht, im Interesse einer funktionierenden Rechtspflege in bestimmten F�l-
len aber auch die Pflicht, sich vor Gericht von einem Anwalt vertreten zu lassen.9

Das Zivilverfahrensrecht spiegelt die ambivalente Stellung des Anwalts als Interessenvertreter und
Organ der Rechtspflege wider.10 Der Anwalt ist im Verfahren zur Wahrheit verpflichtet (§ 138 Abs. 1
ZPO), darf aber den Mandantenvortrag auch bei Zweifeln ohne eigene Ermittlungen �bernehmen,
solange er nicht dessen Unrichtigkeit kennt oder kennen muss.11 Er darf Vermutungen �ußern, aber
nicht Tatsachenbehauptungen „ins Blaue hinein“ aufstellen.12 Das Gebot von Treu und Glauben gilt
auch im Prozessrecht.13 Der Anwalt darf die von der Zivilprozessordnung zur Verf�gung gestellten
Mittel zwar auch zu taktischen Zwecken nutzen, allerdings nur bis zur Grenze des Rechtsmiss-
brauchs.

Treu und Glauben im Zivilprozess
Zul�ssig ist das Einklagen von kleinen Zinsforderungen.14 Rechtsmissbr�uchlich ist hingegen die
Klageerhebung, wenn zuvor mit dem Gegner aus Kostengr�nden vereinbart wurde, die Entschei-
dung in einem laufenden „Musterprozess“ abzuwarten und der Gegner deshalb auf die Einrede
der Verj�hrung verzichtet hat.15

Der Anwalt darf einerseits von einer ordnungsgem�ßen gerichtlichen Prozessf�hrung ausgehen,
sodass ein Fehlverhalten des Gerichts – etwa das Unterlassen eines gebotenen Hinweises – sein
eigenes Verschulden entfallen lassen kann;16 andererseits muss er darauf hinwirken, Fehler des
Gerichts zu verhindern und darf sie schon wegen des Prinzips des „sichersten Weges“ nicht im Ver-
trauen auf die zweite Instanz widerspruchslos hinnehmen.17 Aufgrund der das Zivilprozessrecht pr�-
genden Dispositionsmaxime und des Beibringungsgrundsatzes tr�gt der Anwalt die Verantwortung,
ob und wie lange ein Verfahren gef�hrt und welcher Tatsachenstoff dabei zugrunde gelegt wird.18

B. Der Anwalt des Kl�gers

I. Ermittlung von Sachverhalt und Mandantenziel

2Die Anwaltsklausur beginnt mit der Erarbeitung des Sachverhaltes und des konkreten Zieles des
Mandanten.
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3 BVerfG NJW 2001, 215 (216); BVerfG NJW 2001, 2161.
4 §§ 169ff. GVG; § 2 EGGVG; Hartmann, in: B/L/A/H, ZPO, Einl III Rn. 16; Zçller/Gummer, ZPO, § 169 GVG Rn. 1 ff.
5 BVerfG NJW 2001, 1200.
6 BVerfG NJW 2002, 1334; BGHZ 144, 392.
7 EGMR NJW 2000, 2097; BGH NJW 2000, 590; St/J/Brehm, ZPO vor § 1 Rn. 105 und 293.
8 Instruktiv zu diesen und weiteren Prinzipien des Zivilprozesses Hartmann, in: B/L/A/H, ZPO, Einl III Rn. 14ff.; Zçller/Vollkommer, ZPO,

Einleitung Rn. 39 und 48 ff.
9 BGH FamRZ 1987, 58; BVerwG NJW 1984, 625; BGH NJW 2001, 1581.

10 §§ 1, 3 BRAO; vgl. Hauffe, Anwaltsrecht I, Kapitel 1 Rn. 8.
11 BGH NJW 1998, 2048.
12 BGH NJW 1996, 3147 (2150); Becht, Rn. 662 ff., insbesondere 664.
13 BVerfG NJW 2002, 2456; St/J/Brehm, ZPO vor § 1 Rn. 221 ff.
14 Hartmann, in: B/L/A/H, ZPO, Einl III, Rn. 53 ff. (64) mit weiteren Beispielen.
15 BGH NJW 1988, 1215.
16 BVerfG BRAK-Mitt.2002, 224; vgl. auch BGH NJW 2002, 1048; Zugehçr, NJW 2003, 3225 ff.
17 BGH NJW-RR 1990, 1241; BGH NJW 1998, 2048 (2050); vgl. Jaeger, NJW 2004, 1 ff.
18 Vgl. Zçller/Greger, ZPO, vor § 128 Rn. 3 ff.; Hartmann, in: B/L/A/H, ZPO, Grdz § 128 Rn. 18ff.



Anders als in der Praxis l�sst sich der Sachverhalt in der Klausur nicht mehr weiter aufkl�-
ren. Sie sollten aber, wenn ein Mandantenschreiben verlangt wird, dokumentieren, welche
Informationen und Unterlagen Ihrer rechtlichen Beurteilung zugrunde liegen.

Vgl. zu den Mçglichkeiten der Informationsbeschaffung in der Praxis: Breucker, Anwalts-
strategien im Zivilprozess, Rn. 10 ff.

In der Anwaltsklausur gilt es, aus dem oft un�bersichtlichen und emotionalen Vortrag des Mandan-
ten das eigentliche rechtliche Ziel herauszufiltern. Dann ist �ber den geeigneten Weg zu entschei-
den. F�r die anzustellenden Erw�gungen spielen nicht nur das Unterliegens- und Kostenrisiko, son-
dern auch andere Faktoren – etwa Zeitaufwand, Bindung von Arbeitskr�ften, Nervenbelastung,
k�nftige (Gesch�fts-)Beziehung des Mandanten mit der gegnerischen Partei etc. – eine Rolle.19 Zu
bedenken ist auch, dass ein Erfolg im Verfahren wegen drohender Insolvenz des Gegners oder sons-
tiger Vollstreckungshindernisse letztlich wertlos sein kann.

Ist in der Klausur ein Mandantenschreiben verlangt, so m�ssen Sie unter Darstellung der
mçglichen Alternativen stets verdeutlichen, welches der sicherste Weg w�re; vorbehaltlich
ausdr�cklicher anderer Weisungen des Mandanten ist dieser Weg zu beschreiten.20

II. Pr�fung der materiellen Rechtslage

Ob Sie ein Gutachten, ein Mandantenschreiben oder eine Klage verfassen m�ssen – oft sind Sie
zumindest teilweise allein auf den vom Mandanten vorgetragenen Sachverhalt angewiesen. Sie pr�-
fen dann auf dieser Grundlage die materielle Rechtslage auf Schl�ssigkeit (1) und naheliegenden
Verteidigungsmçglichkeiten (2):

1. Schl�ssigkeitspr�fung

3 Die Schl�ssigkeitspr�fung ist der „erste Filter“, den der vom Mandanten gelieferte Tatsachenstoff
durchlaufen muss. Hier pr�fen Sie, ob sich bei Zugrundelegung nur des Sachvortrags des Mandan-
ten die gew�nschte Rechtsfolge ergibt. So m�ssen sich f�r einen Werklohnanspruch aus dem Vor-
trag des Mandanten nach §§ 631 Abs. 1, 641 BGB neben dem Vertragsschluss die Herbeif�hrung
des Erfolges und die Abnahme ergeben.

Verj�hrung in der Schl�ssigkeitspr�fung
Tr�gt der Mandant selbst vor, dass der Gegner die Einrede der Verj�hrung erhoben hat, und best�-
tigt Ihre materiell-rechtliche Pr�fung, dass ein mçglicher Anspruch verj�hrt ist, so kçnnen Sie kei-
nen schl�ssigen Klagevortrag mehr f�hren.

2. Pr�fung naheliegender Verteidigungsmçglichkeiten

4 Im n�chsten Schritt pr�fen Sie, welche Einwendungen oder Einreden der Gegner voraussichtlich
erheben wird. Hat Ihr Mandant etwa die Voraussetzungen eines Werklohnanspruchs schl�ssig vor-
getragen, m�ssen Sie an etwaige M�ngelgew�hrleistungsanspr�che des Gegners und eine darauf
gegr�ndete Aufrechnung oder ein Zur�ckbehaltungsrecht zu denken.

38 – Marius Breucker

Kapitel 2 – B. Der Anwalt des Kl�gers

19 Vgl. zu den Anforderungen an Inhalt und Umfang der Beratung des Mandanten: BGH NJW 1993, 3259; NJW 2007, 2485.
20 BGH NJW 1995, 522; vgl. auch Hagendorn/Bansemer/Sander, Rn. 13 f.



„Naheliegend“ sind nur solche Verteidigungsmçglichkeiten, deren tats�chliche Vorausset-
zungen sich in der Klausur aus dem Vortrag des Mandanten oder den Unterlagen ergeben.
Demgegen�ber sollten Sie den Klausursachverhalt nicht durch Spekulationen erweitern.

In der Klausur sollten Sie an dieser Stelle stets an die mçgliche Einrede der Verj�hrung denken.
Oftmals ist einer von mehreren Anspr�chen verj�hrt.

Verj�hrung als naheliegende Einrede
Tr�gt der Mandant eine bestimmte Chronologie der Ereignisse vor und ergibt sich daraus die nahe-
liegende Mçglichkeit, dass der Gegner in einer k�nftigen Auseinandersetzung die Einrede der Ver-
j�hrung erheben wird, ist diese Frage hier zu pr�fen. Die „gute“ Anwaltsklausur wird so gestellt
sein, dass die auf den ersten Blick verj�hrte Forderung auf den zweiten Blick – etwa wegen einer
zwischenzeitlichen Abschlagszahlung (§ 212 Abs. 1 Nr. 1 BGB) – doch nicht verj�hrt ist.

III. Pr�fung der Beweissituation

5Zentrale Bedeutung in der Anwaltsklausur hat die Frage der Beweislast. Der Anwalt muss auch bei
vorgerichtlich unstreitigen Tatsachen stets mit einem Bestreiten der Gegenseite rechnen. Sie m�s-
sen daher immer pr�fen, f�r welche Tatsachen der Mandant die Beweislast tr�gt und welche
Beweismittel zur Verf�gung stehen.

1. Beweislastverteilung

6Stellen Sie sich zun�chst die Kontrollfrage: Was muss ich beweisen?

a. Grunds�tze

7Von allgemein- und gerichtskundigen Tatsachen abgesehen, muss grunds�tzlich der Anspruchsteller
die (ihm g�nstigen) anspruchsbegr�ndenden und -erhaltenden Tatsachen, der Anspruchsgegner die
Tatsachen f�r rechtshindernde und -vernichtende Einwendungen sowie f�r rechtshemmende Ein-
reden darlegen und beweisen.21

Die Beweislast folgt dem materiellen Recht. Der Anspruchsteller tr�gt also auch dann die
Beweislast f�r die anspruchsbegr�ndenden Tatsachen, wenn er Beklagter einer negativen
Feststellungsklage ist.

Erleichterungen f�r negative anspruchsbegr�ndende Tatsachen:
F�r einen Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1 BGB muss der Gl�ubiger das Tatbestandsmerkmal
„ohne rechtlichen Grund“ vortragen. Da er nicht alle denkbaren Schuldverh�ltnisse ausschließen
kann, obliegt es dem Anspruchsgegner, substantiiert Tatsachen f�r einen rechtlichen Grund vor-
zubringen. Der Anspruchsteller muss dann diese Tatsachen unter Beweisantritt widerlegen.

8Das materielle Recht regelt teilweise ausdr�cklich die Beweislast – etwa in §§ 363, 2336 Abs. 3
BGB – oder stellt Tatsachenvermutungen – etwa §§ 938, 1117 Abs. 3, . . . BGB – und Rechtsver-
mutungen – etwa §§ 891, 1006, 1138, 1155, 2365 BGB – auf. Gesetzliche Vermutungen sind nach
§ 292 ZPO grunds�tzlich widerlegbar, sofern nichts anderes geregelt ist (vgl. etwa § 1566 BGB und
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21 BGH NJW 1986, 2426 (2427); vgl. Becht/Lennartz, Rn 626ff.; Hagendorn/Bansemer/Sander, Rn. 37ff.



§ 739 ZPO). Kn�pft eine gesetzliche Vermutung allerdings an vorgelagerte Tatsachen an, m�ssen
diese vom Anspruchsteller dargelegt und bewiesen werden.

Eigentumsvermutung
Im Fall der gesetzlichen Vermutung des § 1006 Abs. 1 BGB m�ssen die den Eigenbesitz begr�n-
denden Tatsachen im Bestreitensfalle bewiesen werden.

Zudem muss der Anwalt in wichtigen Fallgruppen die gesetzliche Beweislastverteilung nach dem
Regel-Ausnahme-Verh�ltnis beachten:

– §§ 280 Abs. 1 S. 2, 286 Abs. 4, 311a Abs. 2 S. 2 BGB vermuten das Vertretenm�ssen;
– §§ 892, 932, 2366 BGB vermuten die Gutgl�ubigkeit des Erwerbers;
– § 476 BGB vermutet die Mangelhaftigkeit der Kaufsache im Zeitpunkt des Gefahren�bergangs.

b. Beweislastumkehr

9 In den F�llen der Produkthaftung hat der BGH die Beweislastumkehr �ber das Vertretenm�ssen
hinaus auf die Pflichtverletzung und teilweise sogar auf die Kausalit�t erweitert. Der Anspruchsteller
muss in diesen F�llen lediglich noch das Schuldverh�ltnis und den Schaden beweisen. Im Fall der
Arzthaftung wird bei Nachweis eines groben Behandlungsfehlers vermutet, dass dieser kausal f�r
einen nachgewiesen Gesundheitsschaden war. Vereitelt eine Partei eine mçgliche Beweisaufnahme,
bewirkt dies grunds�tzlich eine Beweislastumkehr.

Angstneurose und Beweislast
Ihre Mandantin bestreitet, dass die vom Kl�ger in einer Schadensersatzklage geltend gemachte
Durchfeuchtung der gemeinsamen Doppelhauswand von ihrer Seite ausgehe, will aber Kl�ger und
Gericht wegen einer Angstneurose nicht zum anberaumten Ortstermin in ihr Haus lassen.22

Falllçsung:
Sie werden Ihre Mandantin – mit der offenbar gebotenen Vorsicht, aber dennoch deutlich – darauf
hinweisen, dass sich bei Verweigerung des Augenscheins die Beweislast zu ihren Lasten kehrt.

2. Beweismittel

10 Stellen Sie sich die Kontrollfrage: Wie kann ich es beweisen?

W�hrend Augenschein (§§ 371 ff. ZPO) und Urkunden (§§ 415 ff. ZPO) die behaupteten Tatsachen
unmittelbar belegen, berichtet der Zeuge (§§ 373 ff. ZPO) �ber selbst wahrgenommene Vorg�nge.
Zeuge kann nur sein, wer nicht Partei des Rechtsstreits ist. Sachverst�ndige (§§ 402ff. ZPO) wie-
derum vermitteln dem Gericht lediglich Fachkunde zur Beurteilung von Tatsachen, sind also – anders
als Zeugen – austauschbar.

In der Klausur sollten Sie an die Mçglichkeit denken, durch Forderungsabtretung oder sub-
jektive Klagenh�ufung Zeugen „zu schaffen“ oder „auszuschalten“. Sie sollten aber
zugleich zu erkennen geben, dass man diese Instrumente nicht �bersch�tzen darf: Der
Zeuge, der zugleich als Partei in Betracht kommt, ist regelm�ßig einer Seite zuzurechnen
und daher kein „starker“ (neutraler) Zeuge. Zudem bleibt Parteivernehmung mçglich. Eine
Klage gegen einen potenziellen Zeugen sollten Sie nur in Betracht ziehen, wenn gegen ihn
ein erfolgversprechender Anspruch besteht; andernfalls kann das (ver�rgerte) Gericht den
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Anspruch gegen ihn rasch durch Teilurteil nach § 301 ZPO abweisen und auf diese Weise –
mit Rechtskraft des Teilurteils – die Zeugenstellung wieder aufleben lassen.

Die nur zur F�hrung des Hauptbeweises zul�ssige und gegen�ber anderen Beweismitteln subsidi�re
Parteivernehmung (§§ 445 ZPO) kçnnen Sie als Beweisf�hrer nicht erzwingen, da der Gegner einem
entsprechenden Antrag zustimmen muss, § 447 ZPO. Stimmt der Gegner nicht zu, kçnnen Sie eine
Parteivernehmung von Amts wegen anregen, § 448 ZPO.

3. Selbstst�ndiges Beweisverfahren

11Drohen Beweise verloren zu gehen, m�ssen Sie als Anwalt zun�chst an faktische Sicherungsmaß-
nahmen denken, etwa Verwahrung von Urkunden, Anfertigung von Lichtbildern, Vermerke des Man-
danten, schriftliche Fixierung von Zeugenaussagen oder Einholung eines Privatgutachtens. Daneben
kçnnen Sie beim Hauptsachegericht – in Eilf�llen auch beim Amtsgericht der belegenen Sache –
Antrag auf Durchf�hrung des selbstst�ndigen Beweisverfahrens stellen, §§ 485 ff. ZPO.23

Antrag im selbstst�ndigen Beweisverfahren:
„Namens und in Vollmacht des Antragstellers beantragen wir, ein selbstst�ndiges Beweis-
verfahren durch Einholung eines schriftlichen Sachverst�ndigengutachtens des Sachver-
st�ndigen Octavius Objectivus �ber folgende Tatsachen anzuordnen: . . .“

Die Zustellung eines zul�ssigen24 Antrags auf selbstst�ndiges Beweisverfahren hemmt die Verj�h-
rung, § 204 Abs. 1 Nr. 7 BGB. Die Hemmung endet sechs Monate nach Zustellung des Gutachtens
bzw. dessen erg�nzender Erl�uterung, § 204 Abs. 2 BGB.

IV. Pr�fung besonderer Verfahrensarten

12Nach Kl�rung der materiellen Rechtslage und der Beweissituation m�ssen Sie als Anwalt s�mtliche
Verfahren und Klagearten der ZPO in Betracht ziehen, mit denen das individuelle Ziel des Mandanten
sicher, z�gig und kosteng�nstig zu erreichen ist. Die „normale“ Klage nach (§ 495 i.V.m.) §§ 253ff.
ZPO ist dabei nur eine von mannigfaltigen prozessualen Mçglichkeiten.

Charakteristisch f�r die Anwaltsklausur ist die Aufgabenstellung, in einem Gutachten oder
Mandantenschreiben die mçglichen Alternativen des Vorgehens unter Abw�gung der Vor-
und Nachteile darzustellen und einen begr�ndeten Vorschlag zu unterbreiten.

1. Mahnverfahren

13Will der Mandant rasch und ohne hohen Kostenvorschuss einen Vollstreckungstitel f�r einen Zah-
lungsanspruch in bestimmter Hçhe, empfiehlt sich das Mahnverfahren nach §§ 688ff. ZPO. Ist indes
mit einem Widerspruch oder Einspruch des Gegners und anschließendem �bergang ins streitige
Verfahren (§§ 696 Abs. 1, 700 Abs. 3 ZPO) zu rechnen, spart man weder Zeit noch Kosten. Das
Mahnverfahren kommt dann allenfalls in Betracht, wenn – etwa am Jahresende – ohne l�ngere Vor-
bereitung die Verj�hrung gehemmt werden soll. Die Hemmung tritt ein mit Zustellung des Mahn-
bescheids (§ 204 Abs. 1 Nr. 3 BGB) oder bereits mit Einreichung, sofern die Zustellung „demn�chst“
erfolgt (§ 167 ZPO). Die R�ckwirkung auf den Zeitpunkt der Einreichung erfolgt unabh�ngig davon,
ob die anschließende Zustellung an den Gegner in verj�hrter oder unverj�hrter Zeit erfolgt.25 Ent-
scheidend ist allein, dass „demn�chst“ zugestellt wird.
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25 BGH NJW 2008, 1674; BGH NJW 2010, 856 [zur Streitverk�ndung].



Die Zustellung ist nur dann nicht „demn�chst“, wenn sie erheblich (i.d.R. mehr als einen
Monat26) verzçgert wird und diese Verzçgerung vom Antragsteller (mit-)verschuldet ist,
z. B. durch fehlerhafte oder missverst�ndliche Angaben des Namens, der Rechtsform, der
Anschrift oder der (Zins-)Forderung.

Die Verj�hrungshemmung tritt nur ein, wenn der Anspruch hinreichend individualisiert ist. Die Anfor-
derungen hieran differieren je nachdem, ob zwischen den Parteien nur eines oder mehrere Rechts-
verh�ltnisse bestehen. Der Schuldner muss Inhalt und Umfang des Anspruchs so weit feststellen
kçnnen, dass er beurteilen kann, ob und inwieweit er sich zur Wehr setzen will.27

Ausf�hrlich zum Mahnverfahren: Breucker,, in: Degen/Breucker, Anwaltsstrategien im elek-
tronischen Rechtsverkehr, Rn. 88 ff.

2. Urkundenprozess

14 Im Wege des Urkundenprozesses kçnnen Sie einen raschen Titel f�r einen Zahlungs- oder Grund-
pfandrechtsanspruch erstreiten, wenn alle Tatsachen durch Urkunden oder Parteivernehmung
bewiesen werden kçnnen und mindestens eine Urkunde i.S.d. §§ 415 ff. ZPO in Urschrift oder
Abschrift vorgelegt wird, §§ 592 ff. ZPO. Das jeweilige Recht muss sich nicht unmittelbar aus der
Urkunde selbst (z. B. Schuldanerkenntnis) ergeben, sondern kann sich auch mittelbar durch sie be-
legen lassen (z. B. Werkvertrag und Abnahmeprotokoll f�r Werklohnanspruch; Mietvertrag f�r Miet-
zinsanspruch28). Eine schriftliche Zeugenbekundung ist unstatthaft, da damit der unmittelbare
Zeugenbeweis umgangen wird; umstritten ist daher auch, ob Vernehmungsprotokolle und Sachver-
st�ndigengutachten als Urkunden vorgelegt werden kçnnen.29

Antrag im Urkundenprozess:
„Namens und in Vollmacht des Kl�gers erheben wir Klage im Urkundenprozess und wer-
den beantragen, . . .“

Vorteil des Urkundenprozesses ist der Ausschluss von Widerklagen (§ 595 Abs. 1 ZPO) und die
sofortige Vollstreckbarkeit ohne Sicherheitsleistung (§ 708 Nr. 4 ZPO, vgl. aber § 711 Satz 1 ZPO).
Sie sollten den Mandanten aber auch auf die Gefahr hinweisen, dass er bei Aufhebung des Titels im
Nachverfahren f�r die Vollstreckung Schadensersatz zu leisten hat, §§ 600 Abs. 2, 302 Abs. 4 Satz 3
ZPO. Kann der Kl�ger den Anspruch (bzw. die bestrittene Echtheit der Urkunde) nicht mit Urkunden
oder Parteivernehmung beweisen, muss er vom Urkundenprozess Abstand nehmen und in das
ordentliche Verfahren �bergehen.

Antrag bei Abstandnahme vom Urkundenprozess:
„In Sachen Kargus/Burdenski geht der Kl�ger in das ordentliche Verfahren �ber.“

3. Einstweiliger Rechtsschutz

15 Die rasche Sicherung (nicht: Durchf�hrung) der Zwangsvollstreckung – etwa bei bevorstehender
Abreise des Schuldners – kçnnen Sie �ber einen Arrestantrag nach §§ 916ff. ZPO erwirken; zur
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26 BGH NJW 2002, 2794 f. [zu § 693 Abs. 2 ZPO a. F.] unter Aufgabe der noch in BGH NJW 1999, 3125 pr�ferierten Zweiwochenfrist; BGH
NJW 2003, 2830.

27 BGH NJW 2001, 305 (306).
28 BGH NJW 1999, 1408.
29 Restriktiv Reichold, in: T/P, ZPO § 592 Rn. 6 f.; großz�giger Hartmann, in: B/L/A/H, ZPO § 592 Rn. 11 f.



Sicherung eines Rechtes sowie zur vorl�ufigen Regelung eines streitigen Rechtsverh�ltnisses
kommt der Antrag auf einstweilige Verf�gung nach §§ 935, 940 ZPO in Betracht.30

In der Praxis schl�gt der Mandant h�ufig vor, man mçge eine einstweilige Verf�gung erwir-
ken, da die Sache dringend sei. Verkannt wird dabei, dass die einstweilige Verf�gung – von
echten Notf�llen abgesehen – nicht der (vorl�ufigen) Verwirklichung des Anspruchs,
sondern nur der Sicherung dient. Eine Vorwegnahme der Hauptsache ist grunds�tzlich
unzul�ssig. Zudem erfordert eine einstweilige Verf�gung erheblichen Aufwand auch des
Mandanten, da s�mtliche Angaben glaubhaft gemacht und der Vortrag mit einer eidesstatt-
lichen Versicherung unterlegt werden muss.

Ausf�hrlich zum einstweiligen Rechtsschutz: Breucker, Anwaltsstrategien im Zivilprozess,
Rn. 40 ff.

4. Schlichtungsverfahren

16Bei einem geringen Streitwert (i.d.R. unter 750 E), bestimmten Nachbarrechtsstreitigkeiten oder
einer Ehrverletzung kann nach § 15a EGZPO i.V.m. Landesgesetz31 ein Schlichtungsverfahren
durchzuf�hren sein. Die Einreichung einer entsprechenden Bescheinigung mit der Klage ist dann
von Amts wegen zu ber�cksichtigende Prozessvoraussetzung. Der G�tezwang entf�llt in den in
§ 15a Abs. 2 EGZPO genannten F�llen, etwa bei Durchf�hrung des Mahnverfahrens.

Die Verj�hrung wird nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB gehemmt, wenn die Bekanntgabe des
G�teantrags an den Schuldner veranlasst wird. Hierf�r ist keine Zustellung erforderlich,
vielmehr gen�gt ein einfacher Brief.32

5. Prozesskostenhilfe

17Ein mittelloser Mandant wird die Rechtsverfolgung oftmals davon abh�ngig machen, dass ihm Pro-
zesskostenhilfe gew�hrt wird. Bevor Sie Klage erheben, pr�fen Sie in diesem Fall, ob die Klage
zul�ssig, schl�ssig und – soweit (potenziell) streitig – mit Beweisangeboten versehen ist (hinrei-
chende Erfolgsaussicht), § 114 Abs. 1 ZPO. Weiter muss Ihr Mandant bed�rftig (Tabelle nach
§ 115 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 ZPO) und die Klage darf nicht mutwillig sein.

Mutwilligkeit i.S.d. § 114 ZPO ist regelm�ßig etwa in folgenden F�llen zu bejahen:
– Die Klageforderung wurde an einen bed�rftigen Zessionar allein in der Absicht abgetre-

ten, Prozesskostenhilfe zu erhalten.
– Eine bislang unstreitige Geldforderung soll vor dem Landgericht eingeklagt werden,

anstatt zun�chst das Mahnverfahren zu betreiben.

Der mittellose Mandant
Es droht Verj�hrung. Der mittellose Mandant mçchte eine Klage nur f�r den Fall erheben, dass ihm
Prozesskostenhilfe gew�hrt wird. Welche Mçglichkeiten bestehen?

Falllçsung:
Bei einer – zul�ssigen – Klageerhebung gemeinsam mit dem Prozesskostenhilfeantrag wird die
Klage mit Zustellung rechtsh�ngig und hemmt nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB die Verj�hrung. Bei
Ablehnung des PKH-Gesuchs kçnnen Sie die Klage aber nur noch kostenpflichtig zur�cknehmen,
§ 269 Abs. 3 S. 2 ZPO. Gegen eine bedingte Klageerhebung spricht, dass die PKH-Gew�hrung
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31 Vgl. die in Schçnfelder, Erg�nzungsband Nr. 104 ff. abgedruckten Schlichtungsgesetze der L�nder.
32 Palandt/Heinrichs, BGB, § 204 Rn. 19; zu beachten ist eine mçgliche vorherige Hemmung nach § 203 BGB.



aus Sicht des Klageverfahrens eine außerprozessuale Bedingung und damit grunds�tzlich unzu-
l�ssig ist. § 204 Abs. 1 Nr. 14 BGB regelt ausdr�cklich, dass die Verj�hrung auch durch die Ver-
anlassung der Bekanntgabe des erstmaligen Antrags auf Gew�hrung von PKH gehemmt wird.
Vorzugsw�rdig ist daher, zun�chst nur den Prozesskostenhilfeantrag zu stellen und die f�r die
Pr�fung der Erfolgsaussichten erforderliche Klageschrift als nicht unterzeichneten Entwurf bei-
zulegen.33

Antrag auf Prozesskostenhilfe:
„In Sachen . . . �berreiche ich
1. Erkl�rung des Antragstellers �ber seine persçnlichen und wirtschaftlichen Verh�ltnisse
2. Klageentwurf (zweifach)
und beantrage, dem Kl�ger f�r die aus dem Entwurf ersichtliche beabsichtigte Klage Pro-
zesskostenhilfe unter meiner Beiordnung als Prozessbevollm�chtigter zu bewilligen.“

Nach Gew�hrung der Prozesskostenhilfe darf der Anwalt nicht vergessen, die im Entwurf bereits
eingereichte Klage noch „offiziell“ zu erheben.

Nach § 204 Abs. 1 Nr. 14, 2. Halbs. BGB tritt die Verj�hrungshemmung bereits mit Einrei-
chung des PKH-Antrags ein, wenn die vom Gericht veranlasste Bekanntgabe (nicht Zustel-
lung) „demn�chst“ im Sinne des § 167 ZPO analog erfolgt.

V. Wahl der Klageart

18 Aus dem Ziel des Mandanten ergibt sich zun�chst die grundlegende Weichenstellung, ob Leis-
tungs-, Feststellungs- und/oder Gestaltungsklage zu erheben ist. Der Anwalt muss auch an eine
Klagenh�ufung (§ 260 ZPO) und besondere Klageformen denken.

1. Gestaltungsklage

19 Soll durch das (rechtskr�ftige) Urteil die Rechtslage unmittelbar ver�ndert werden, ist eine der in der
ZPO abschließend aufgef�hrten Gestaltungsklagen zu erheben. Wichtige Beispiele sind der Schei-
dungsantrag, die Erbunw�rdigkeitsklage und die Gesellschaftsauflçsungsklage nach § 133 HGB.

Antrag einer Gesellschaftsauflçsungsklage:
„Die Y-KG Heilbronn wird aufgelçst.“

2. Leistungsklage

20 Im „Normalfall“ eines konkreten Leistungsbegehrens ist Leistungsklage (§§ 253 bis 255, 257 bis 259
ZPO) zu erheben.

Antrag einer Zahlungsklage:
„Namens und in Vollmacht des Kl�gers erheben wir Klage und werden beantragen, den
Beklagten zu verurteilen, an den Kl�ger 16.000 E nebst Zinsen i. H. v. 5 Prozentpunkten
�ber dem Basiszinssatz seit 12. 5. . . . zu bezahlen.“
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33 Vgl. OLG Kçln NJW 1994, 3360; Zçller/Philippi, ZPO § 117 Rn. 7.
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